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Fünfte Durchführungsbestimmung* 
zum Gesetz über die örtlichen Organe 

der Staatsmacht.
— Abberufungsverfahren —

Vom 27. Mai 1959

Das Recht der Bürger der Deutschen Demokratischen 
Republik auf Abberufung der von ihnen gewählten Ab­
geordneten ist im § 26 des Gesetzes über die örtlichen 
Organe der Staatsmacht gewährleistet.

Die Verwirklichung dieses Rechtes dient der Stär­
kung der politischen Grundlage unserer Arbeiter-und- 
Bauern-Macht — der Volksvertretungen. Es gilt darum, 
im Abberufungsverfahren das Recht und die Pflicht der 
örtlichen Volksvertretungen zur Erziehung der Abge­
ordneten, zur Festigung des Kollektivs, insbesondere 
auch gegenüber solchen Abgeordneten, die durch ihr 
Verhalten Veranlassung zu einem Abberufungsverfah­
ren gegeben haben, in jeder Hinsicht zu fördern.

Aus diesen Erwägungen heraus wird auf Grund des 
§ 48 des Gesetzes vom 17. Januar 1957 über die örtlichen 
Organe der Staatsmacht (GBl. I S. 65) im Einvernehmen 
mit dem Präsidium des Nationalrates der Nationalen 
Front des demokratischen Deutschland über das Ver­
fahren der Abberufung von Abgeordneten der örtlichen 
Volksvertretungen folgendes bestimmt:

§ 1

(1) Jeder wahlberechtigte Bürger der Deutschen De­
mokratischen Republik ist berechtigt, in Einwohner­
versammlungen der Nationalen Front des demokrati­
schen Deutschland die Abberufung eines Abgeordneten 
zu beantragen, der das Vertrauen seiner Wähler nicht 
rechtfertigt oder seine Pflichten als Abgeordneter nicht 
erfüllt. Das gilt besonders für den Fall, daß er keine 
Anstrengungen unternimmt, eine enge Verbindung mit 
seinen Wählern herzustellen, bewußt ihm erteilte Auf­
träge nicht erfüllt oder eine den Interessen der Arbei- 
ter-und-Bauern-Macht in der Deutschen Demokrati­
schen Republik widersprechende Haltung einnimmt.

(2) Über den Abberufungsantrag ist in der Versamm­
lung abzustimmen.

§ 2
(1) Der von einem Bürger gestellte Antrag auf Ab­

berufung eines Abgeordneten ist dem zuständigen Aus­
schuß der Nationalen Front des demokratischen 
Deutschland zu unterbreiten.

(2) Der Ausschuß der Nationalen Front nimmt zu dem 
Abberufungsantrag und dem Verhalten des Abgeord­
neten auf seiner nächsten Sitzung Stellung.

(3) Der Abgeordnete, dessen Abberufung gefordert 
wird, ist zu der Sitzung des Ausschusses der Nationalen 
Front einzuladen. Ihm ist Gelegenheit zu geben, zu sei­
nem Verhalten eingehend Stellung zu nehmen. In der 
Diskussion im Ausschuß der Nationalen Front ist dahin 
zu w i r k e n d a ß  dem Abgeordneten geholfen wird, seine 
Schwächen zu überwinden und seinen festen Platz im 
Kollektiv der> Volksvertretung wieder einzunehmen.

• 4. DB (GBl. I 1958 S. 375)-

§ 3
(1) Kommt der Ausschuß der Nationalen Front zu der 

Überzeugung, daß der Abgeordnete sein falsches Ver­
halten eingesehen hat und gewillt ist, sich in das Kol­
lektiv seiner Volksvertretung wieder einzufügen und 
seine Pflichten als Abgeordneter künftig gewissenhafter 
zu erfüllen, so beruft er eine Wählerversammlung ein, 
auf der er die Gründe darlegt, die ihn veranlaßt haben, 
dem Abberufungsantrag nicht zuzustimmen.

(2) Kommt der Ausschuß der Nationalen Front zu der 
Überzeugung, daß der Abgeordnete sein gesellschafts­
widriges Verhalten nicht aufgibt, so beruft er eine 
Wählerversammlung mit dem besonderen Tagesord­
nungspunkt der Abberufung ein.

(3) Der Abberufungsantrag des Ausschusses der Na­
tionalen Front einschließlich des Protokolls der Wähler­
versammlung ist in diesem Falle an die Volksvertre­
tung, der der Abgeordnete angehört, weiterzuleiten.

(4) In beiden Fällen soll der Abgeordnete in der Wäh­
lerversammlung ebenfalls Stellung nehmen.

§ 4

Wurde der Abberufungsantrag an die Volksvertre­
tung, der der Abgeordnete angehört, weitergeleitet, 
dann ist das Verhalten des Abgeordneten dort ein­
gehend zu prüfen; dem Abgeordneten ist erneut die 
Möglichkeit zu geben, sein Verhalten zu rechtfertigen. 
In der Auseinandersetzung mit ihm ist die ganze Kraft 
des Kollektivs der Volksvertretung einzusetzen, um den 
Abgeordneten von seinem falschen Verhalten zu über­
zeugen, ihn zur Mitarbeit zu gewinnen und so das Kol­
lektiv zu stärken.

§ 5

Kommt die Volksvertretung zu der Überzeugung, daß 
ihr das gelungen ist, so kann sie den Abberufungsantrag 
für erledigt erklären, anderenfalls wird sie ihn be­
stätigen.

§ 6

(1) Die Parteien und Massenorganisationen* von 
denen ein Abgeordneter nominiert wurde, können einen 
Abberufungsantrag unmittelbar bei dem zuständigen 
Ausschuß der Nationalen Front stellen. Kommt der 
Ausschuß der Nationalen Front zu der Überzeugung, 
daß der Abgeordnete sein gesellschaftswidriges Ver­
halten nicht aufgibt, so leitet er den Abberufungs­
antrag einschließlich seiner Stellungnahme an die 
Volksvertretung, der der Abgeordnete angehört, weiter. 
Diese verfährt entsprechend §§ 4 und 5.

(2) Sieht der Ausschuß der Nationalen Front keine
Veranlassung, den Abberufungsantrag weiterzuleiten, 
so teilt er die Gründe der betreffenden Partei oder 
Massenorganisation mit.- .

§ 7

Das in den §§ 1 bis 6 festgelegte Abberufungsverfah­
ren findet keine Anwendung im Falle des Erlöschens 
von Abgeordnetenmandaten nach § 25 Abs. 1 Buch­
staben b und c, und der Mandatsniederlegung nach § 27 
des Gesetzes über die örtlichen Organe der Staatsmacht.


